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Landeskabinett beschließt Nordrhein-Westfalen-Programm I: 

3,9 Milliarden Euro für die Kommunen in Nordrhein-Westfalen für 

Handlungsfähigkeit und Investitionen 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Landeskabinett hat am 23. Juni 2020 den Weg für das „Nordrhein-

Westfalen-Programm I“ freigemacht: Das „Investitionspaket Kommu-

nen“ soll sich auf insgesamt 3,93 Milliarden Euro (davon Land Nord-

rhein-Westfalen: 1,99 Milliarden Euro, davon Bundesebene: 1,94 Milli-

arden Euro) belaufen. 

 

Heute möchte ich Sie über die Kernpunkte der gestrigen Kabinettbe-

schlüsse mit direkten Auswirkungen auf die Kommunen informieren:  

 

 Ausfälle bei Gewerbesteuereinnahmen werden mit 2,8 Milliarden 

Euro kompensiert (zur Hälfte von Seiten des Landes und des Bun-

des zu finanzieren) 

 

 Sicherung des ÖPNV durch Erstattung von Fahrgeldausfällen in 

Höhe von 700 Millionen Euro (Landesanteil: 200 Millionen Euro, 

Bundesanteil: 500 Millionen Euro) 
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 Vollständige Übernahme der kommunalen Eigenanteile in der Städ-

tebauförderung 2020 in Höhe von 132,0 Millionen Euro (Landesan-

teil: 132,0 Millionen Euro)  

 

 Sofortprogramm zur Stärkung der Innenstädte und Zentren Stär-

kung Zentren in Höhe von 70,0 Millionen Euro (Landesanteil: 70,0 

Millionen Euro) 

 

 Sonderprogramm zur Stärkung von Erhaltungsinvestitionen in kom-

munale Verkehrsinfrastruktur, Straßen und Radwege in Höhe von 

50,0 Millionen Euro (Landesanteil: 50,0 Millionen Euro) 

 

 Sonderprogramm zur Stärkung der kommunalen Verkehrsinfra-

struktur im ÖPNV in Höhe von 50,0 Millionen Euro (Landesanteil: 

50,0 Millionen Euro) 

 

 Absenkung der kommunalen Eigenanteile bei Förderprogrammen 

im Rahmen der nationalen Klimaschutzinitiative in Höhe von 

50,0 Millionen Euro (Landesanteil: 50,0 Millionen Euro) 

 

 „Integration Sport“: Kurzfristiges, zusätzliches Städtebauförderpro-

gramm in Höhe von rund 46,7 Millionen Euro (Landesanteil: 11,7 

Millionen Euro mit Übernahme des 10%-igen Eigenanteils für die 

Kommunen, Bundesanteil: 35,0 Millionen Euro) 

 

 Maßnahmen im Bereich der Klimaanpassung werden mit weiteren 

15,0 Millionen Euro unterstützt (Landesanteil: 15,0 Millionen Euro) 

 

 Wiedernutzbarmachung von Flächen durch Erhöhung der Förde-

rung für Altlastensanierung: 7,0 Millionen Euro  

 

 Zusätzliche Förderung der „grünen Infrastruktur“ mit 5,0 Millionen 

Euro.  

 

Eine weitere Entlastung der Kommunen ergibt sich aus der Flexibili-

sierung des Auszahlungszeitpunktes für das GFG 2021. Zur Ver-

meidung von möglichen Liquiditätsengpässen bei den Kommunen er-

folgte bereits am 29. Mai 2020 eine Änderung des Gemeindefinanzie-

rungsgesetzes 2020 durch den nordrhein-westfälischen Landtag.  
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen wird bereits zum 

29. Juni 2020 rund zwei Drittel der Septemberrate vorzeitig an unsere 

Städte, Gemeinden und Kreise auszahlen. Die vorgezogene Auszah-

lung betrifft sowohl die Schlüsselzuweisungen, als auch die Investiti-

onspauschalen, die Aufwands- und Unterhaltungspauschale, die Schul- 

und Bildungspauschale und die Sportpauschale. Damit ist sicherge-

stellt, dass alle Kommunen von der Vorziehung des Auszahlungster-

mins profitieren. Insgesamt werden 2 Milliarden Euro zur Vermei-

dung möglicher Liquiditätsengpässe vorzeitig zur Verfügung ge-

stellt.  

 

Diese Information war mir Ihnen gegenüber wichtig, damit Sie frühzeitig 

die Inhalte des Nordrhein-Westfalen-Programms I, die sich an die Kom-

munen in Nordrhein-Westfalen richten, kennen.  

 

Für einige der nun beschlossenen kommunalen Entlastungen bedarf es 

zum Teil noch gesetzlicher Grundlagen auf der Bundes- sowie in der 

Folge – auf der Landesebene. Darüber werde ich Sie mit gesondertem 

Anschreiben informieren.  

 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung und verbleibe 

 

 

mit freundlichem Gruß 

 

 

Ina Scharrenbach    


